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Die ProvinziaLKorrespondenzund der-

Rationalvcrcin

Jn den letzten Wochenhaben die Blätterder mini-

fteiiellen Partei uns soviel Wunderdinge vom deut-

kchenNationalvereiu erzählt,daßEinem ordentlich

ange werden könnte, wie einem Kinde vor demschwar-
zen Mann, vorausgesetzt, das man ein Kind

wäres- Wollte man u. A. der »Prov.-Ki:rr.«glauben,
o arbeitet der abscheulicheVerein auf nichts Anderes

bin,als geradezuauf den »Untergang Preußens.«
Und dabei duldet nun gar die kiicgierntigder freien
Stadt Frankfurt, da"« so ruchloseMenschen in

hellenHaufen und ani- Bellenlichten Tage mitten in der

Oundesstadt versammeln, und die allerfürchterlichsten

Beschlüssefassen Wenn wir aber fragen, welches Ver-

brechendenn dieseLeute begangenhaben,nun, sofinden
wir in der »Prov.-Korr.«nur die Antwort: die«Bose-
wichter haben siehZiele gesteckt,die »n·ienialsdie Ziele
Preußens gewesen«sind. So haben sie setzt zum funf-
ten oder sechstenMal beschlossen:

1) Alle deutschen Staaten sollen zu

einem einzigen großen Bundesstaate
vereinigt werden; nur mit Ausschluß

Oesterreidss, das nicht deutsch-sein will und

kann;

II) Der König von Preußen soll das Ober-

haupt dieses Staates werden.
«

Es ist natürlich,das; solche Antwort Einen zuerst

ganz verdutztmacht. Man muß sicherst besinnen,ehe
nian weiter fmqh Jn welchen dieser beiden Beschlusse
stecktdenn aber«dasVerbrechen? Steckt es denn indem

ersten oder im zweiten oder stecktes in allen beiden?

In dem ersten Beschlusseskann es doch un-

möglichstecken,denn dieselbenBlätter, die jetzt den Na-

tionalverein als einen Feind Preußensin jeder Weise

verunglimpsen,haben ja selbst wer weißnie oft über

DieSchädlichkeitUND den Widersinn der Kleinstaaterei
M«Deutschlandgeklagt.Ja, wenn die freisinnigenZeitun-
gen sich gegen jede gewaltsame EinverleibnngSchus-

wig-Holsieiii’sin Preußen erklärten weil
·

«

«

Falle Gewalt vor Recht gehen soll: so beigmiiixiliesiti
jedesmal von eben jenen Blättern zu hören,daß sie die

nichtsnutzigsteKleinstaaterei treiben, und daß sie über
,,Gewalt«nur schreien, weil sie um jeden Preis die

deutschenKleinstaatennoch durch ein Herzog-·huniSchles-
wig-Holstetnvermehrenwollten. Aber dieseBlättermögen
reden·,·wassie Lust haben: kein besoiinener Mann«in
Deutschlandwill die Kleinstaaterei beibehaltenwissen am

wenigtteudie«Fortschrittspai-tei.Denn welcher verstän-
dige Menschsiehtnicht ein, daß es ganz wunderbar«ist
wenn die 18 Millionen Deutschen in den mittleren und
kleinenStaaten nicht weniger als 32 königliche,groß-

hekzlpgiichqherze-gliche,füstlicheund Senats-Regiernngen
ernahrenmüssen,während19 Millionen Preußen von

eknem einzigen Könige und 37 Millionen Franiosen von

einein einzigen Kaiser regiert werden. Doch der National-

vereiii ist gar nicht so unbescheiden,diese so sehr kost-
sp.:eltgen«Regierungengerader abschaffen zu wollen
Wenn die 10l),000Mtck.eiiburg-Slreli13erihren Groß-
herngund die 7,:200 Liechteusteinerihren souveränen
zeurstenbehalten wollen, nun, somögensie es immerhin.
Aber wenigstenssoll Deutschland durch die-se Klein-

staatereonicht in Gefahr kommen, einmal wieder
wie zu Zeiten Napoieons I. an eine fremde Macht ver-

rathenzu werden. Deutschland soll wenigstenseine

einzigexgrfoßeRegierung haben, die über all diesen

kleinenOregiernngensteht, und die allein über KrikslUnd

errieden zu entscheidenhat, und allein all die Truppen

kominandii«t,die sie aus diesen kleinen Staaten aushebt
Wir Preußenaber wollen es auch nicht länng ertragen-

daszwir so gut wie allein die Mannschafk»k)21’gs"b911UND

die Kosten bezahlenmüssen, um nicht blosz zu unserem

eigenen Nutzen, sondern eben so zum Nutzen all der

kleinen Staaten gegen feindlicheund verdächtigesNach-
baken stets geküsttstzu sein, und dann noch, wenn der

Krieg losgeht, zu nerleben,daß die erste beste kleine

Regierung sich sur neutral erklärt oder Wohl gar

mit den Feinden des Vaterlandes sich gegen Uns

verbündet Darum fordern auch ivi1", UND illbst die-

welchenicht zum Nationalverein gehören,doch,daßwenig-

—
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stens die Führungder gesammtendeutschenKriegsmacht
in die Hand eines einzigendeutschenFürstengelegtwerde.

Daß dieser eine deutscheFürst kein anderer seinkann,
als das Oberhaupt des preußischen Staates, also des-

jenigen Staates, der nun schon seit der Zeit des großen
Kurfürsten,d. h. seit gut 200 Jahren immer hat vor

dem Riß stehen müssen, wenn die Feinde, und be-

sonders die Franzosen, in das deutscheLand eingebrochen
sind, das begreift doch in Preußenjedes Kind, und im

übrigenDeutschland begreift es wenigstensjeder Mensch,
dem nicht durch irgend eine tolle Einbildun der Kopf
verdreht ist. So war es ganz natürlich,daßauch auf
der letzten Versammlungdes Nationalvereins jener zweite
Beschlußgefaßtwurde, nämlichder, daßkein anderer als
der- König von Preußen an die Spitze des deutschen
Bundesstaates gestellt werden dürfe. Dieser Beschluß
ist gefaßt worden, obgleichzu der Versammlung von

etwa 400 Mitgliedern kaum 20 Preußen gekommen
waren-

Daß nun ein solcherBeschlußeine Feindseligkeit
gegen Preußen, ja, daß er ·eradezuauf den »Unter-
gang Preußens« berechnet sein soll: das wird weder der

»Verstand der Verständigen-«noch die »Einfalt eines
kindlichen Gemüthes«begreifen. Auch müssenwir der

»Prov.-Korr.«die Gerechtigkeitwiderfahren lassen, daß
sie diese beiden Beschlüssean und für sich nicht gerade
als Beweis für die seindseligeGesinnungdes National-
vereins anführt. Aber so sehr sie auch in ihrem Herzen
wünscht,daß der König von Preußen zugleichdas Ober-

haupt des ganzen Deutschlands werden möge, sp ist sie
doch durch die bisherigen Erfahrungen etwas klugerge-
worden. Sie ist endlichzu der Einsichtgekommen,daß
auf dem Wege, den man seit etlichen Jahren einge-
schlagenhat, die preußischeRegierung nun und nimmer-

mehr die Vereinigung Deutschlands zu Stande bringen,
und nun und nimmermehr an die Spitze eines deutschen
Bundesstaates gelangen wird. Darum sind ihr die
Trauben sauer geworden. Dazu kommt, daß der
Nationalverein gleichzeitigmit jenen Beschlüssenerklärt
hat, »daßzu einer gedeihlichenLösungderdeutschenFrage
im Wege der Reform der baldige Sieg eines wahrhaft
freisinnigen und nationalen Systems in Preußen die erste
Bedingung ist« Das soll nämlich,mit andern Worten

gesagt, heißen: »dieVereinigung Deutschlands kann auf
friedlichemWege nicht«hergestellt, und das Oberhaupt
des preußischenStaates kann nicht an die Spitze Deutsch-
lands gestellt werden, wenn nicht zuvor in Preußen selbst
ein anderes Ministeriumzur Regierung berufen und

dann die versassungsmaßigeOrdnung dieses Staates

wiederhergestelltist.« » » . ,

Das ist natürlichkeine Feindseligkeitgegen das preu-
ßischeVolk und den preußischenStaat; wohl aber kann
es- als eine Feindseligkeitgegen das jetzigepreußische
Ministerium betrachtet werden. Diese Feiudfeligkeit
ist es, die die »Prov.-Korr.« dem Nationalverein nie-
mals verzeihenkann. Darum weist sie alle feine Be-

schlüssezurück;darum stellt sie Behauptungen auf, die
weder mit sich selbst,noch mit früherenErklärungendes

gegenwärtigenpreußischenMinisteriums, noch mit der
offenkundigenWahrheit in Uebereinstimmungsind.

So sagt sie: »derNationalverein will allerdingseinen
deutschenBundesstaatmit Preußen an der Spitze-«
Ahernicht viele Zeilen hinterher-behauptetsiewieder;es
ware dem Nationalvereingar kein »Ernst« damit,
»Preußenan die SpitzeDeutschlandszu bringen« So

sagtsie ferner, daßmeinem ,,deutschenReichsparlament«,
wie der Nationalverein es fordere,»allekNeid und alle
Eifersucht gegen Preußen slch mit den revolutionären

Leidenschaftenin ganz Preußenvereinigenwürden,um

der so enannten preußischenSpitze jede Führung un-

mögli zu machen.«
Aber das gegenwärtige preußische Ministe-

rium, den Grafen Bismarck an der Spitze, hat
am 15. September 1863 ganz genau ein eben
solches Reichsparlament gefordert, wie der

Vationalverein Damals nämlicherklärten die preu-
ßischenMinister in ihrem Berichte aU den König,daß
um eine haltbare und segensreicheVereinigungDeutsch-
lands herbeizuführen,nothwendigeine »Vertretung der

deutschen Nation« geschaffenwerden müsse,und zwar
eine »aus direkter Betheiligung der ganzen Na-
tion hervorgegangeneNationalvertretung«,die »aus dem

ganzen Deutschland nach dem Maßstab der Be-
vsölkerung durch direkte Wahlen«gebildetwäre. Von
einein solchenReichsparlamenterwartete das Ministerium
damals auch das genaue Gegentheil von dem, wasjetzt
die »Prov.-Korr.« zu befürchten vorgiebt. ,,Jn eine

solche Versammlung-« berichtete das Ministerium damals
an den König, ,,kann Preußenmit Vertrauen ein-
treten«; denn »nur eine solche Vertretung wird für
Preußen die Sicherheit gewähren,daß es nichts zu
opfern hat, was nicht dem ganzen Deutschland
zu gute komm e.« Wenn das nicht das klarste Gegen-
theil von dem ist, was jetztdie »Prov.-Korr.« sagt, nun

dann mag auchWeiß genau so aussehenwie Schwarz
und »Ja« dasselbebedeuten,wie »Nein«.

Außerdembehauptet die ,,Prov.-Korr.«,um ihren
Haß gegen den Nationalverein zu beschönigen,daß das

Bestreben dieses Vereins darauf gerichtetsei, »Preußen
fort und fort durchSchmähungund Verleumdung her-
abzuziehen.«Aber als Beweis (wer sollte es glauben!)
führt sie nichts an, als eine Stelle, nicht aus den Be-

schlüssendes Vereins selbst, sondern nur aus einem

Schreiben des Vorstandes;. und in dieser Stelle »wird
nicht etwa Preußen, sondern nur das gegenwartige
preußischeMinisterium angegriffen- »Det Sinn der
Stelle aber ist kein anderer, als der, daßdie Politik des

gegenwärtigenMinisteriums zum Rylne der preußischen
Staatsmacht führen müsse, ZMPdaß der Verein daher
Alles aufbieten werde, daß diese Männer nicht die »Lei-

tung Deutschlands«ergreierdürften.Ob das eine»rich-
tige oder eine falscheAnsichtist, überlassenwir natürlich
dem Urtheile unserer Lesen Aber wenn sie noch so falsch
wäre, so ist es docheme »Vermessenheit«ohtkeGleichen,
wenn die Freunde irgend eines preußischenMinisteriums,
mag dasselbenun ein »liberalcs«oder ein »konservatives«



sein, das ihnen befreundåte
Ministerium für Preu-

«

s eben wo en.
« .

ßengigkgeskuigstnicht dieser oder jener Manu,

nicht dieses oder»jenesMinisterium, nicht diese
oder jene Pastet— Preußenist nur der preußische
Staat und das preußischcVolk selbst.

Politische Wochetlschems
Preußen. Noch immer verlautet nichtsvon den Resul-

taten, welche der Graf v. Vismarck bei»»seinemAufenthalte
in Frankreicher ielt hat. Nachden ofsiziosenKundgebungen
zur Zeit seines ufenthaltes in B»iarritzund«Paris»hatteman

erwarten sollen, daß er das franzosichspreußische»Bundnißfer-
tig mitbringen werde, und daßLouis Napoleon ihm als Reise-

zehrung das Versprechen mit auf den Weg gegebenhabe,
Frankreich werde die Annexion der Elbherzogthumerdurch
Preußen ganz ruhig geschehen·lassen,ohne ,-,imInteresse des

europäischenGleichgewichtes«eine Kompensation u verlangen-
Von alledem scheint aber nichts geschehenzu sein,und so
wird denn die definitive Lüsungder schleswigsholsteinischen
Frage, wenn man von preußischerSeite sich»nichtentschließt,
in die Einsetziingl

des Augustenburgerszu willigen, noch etwas

au i warten a en.
«

fsgåhsscheintmirsnin den augenblicklichmaß ebendenKrei-
sen in Preußen auch zu fühlen,und diesemG«eUhceUFspUUgt
wohl der Plan eines neuen Provisoriums in den

Elbherzogthümern, welcher in den letzten Tagenlebhaft
besprochen worden ist. Man beklagt sich preußischerSeits
darüber, daß in Holstein unter dein Schutze der österreichi-
schenVerwaltung die Anhängerdes Erbprinzen von Augusten-
burg seit dein 15. September ganz ungenirt für ihre Sache
Propaganda machen,und meint, daßnach den gemachtenEr-
fahrungen und im Hinblick auf die gegenwärtigeZusammen-
setzung und Beeinflussung der Landesregierung in Holstein
die preußischeRegierungverpflichtet und berechtigt sei, eine

neue ihrem Zwecke esser entsprechende Gestaltung
des Provisoriums von Oesterreich zu verlangen.
Diese wird nur darin bestehenkönnen, daß die Verwal-
tung der beiden Herzogthümer wieder vereinigt
nnd der preußischenRegierung allein übertragen wird,
»unbescbadetder durch den wiener Frieden erworbenen Rechte
beider Mächte an der Gesammtheit beider Herzogthünier«s.
Dies soll der einzigeAuswegsein, um eine haltbares,»vernunftis
ges Provisorium zu erlangen, welches den bisherigen inkor-
rekten Verhältnissenin Holstein ein Ende macht und die

Einberufung der Ständeversanimlungenin Holstein und

Schleswig zulässigmachen wird. Daß Oesterreichbeim Ein-
tritt eines solchenneuen Provisoriums und beim Zurückziehen
seiner Truppen aus Holstein von Preußen den Ersatz der

verausgabten und den Herzogthümern zur Lastfals
lenden Kriegskosten zum Belauf von circa zehn
Millionen Thaler vorschußweise erhält, ist in der

Billigkeit begründet,wodurch aber der Vorbehalt später
zU bereinbarender Entschädigung für gewisse Even-
tualitäten der desinitioen Regulikung der schleswig-holsteini-
schenFragedurchaus nicht aufgehobenwerden soll.

Man fleht-»indiesem Plane ist auf alles Rücksichtgenom-
Men« Oestekkelchsoll sein Mitbesitzrecht»behalten«,aber ,,fürs
Erste« in den Herzogthflmerngar nichts mehr zu sa· en haben,
Und dafÜr soll es VVrIaUsig10 Millionen preußis e Thaler
erhalten,eine Summe, Welchebei den österreichischenFinanz-
zUstanden allerdings. dem österreichischenFinanzministerganz
Verlockend»erscheinenMag- Ue aber doch den österreichischen
Staatsmannern schwerlichausreichend erscheinenwird, um

dafür in der allerforuiellsten Weise Verzicht zu leisten auf
jeden ferneren Einfluß in Deutschland. Daß das Ende die-

ses zweitenProvisoriums die Annerion der Herzogthümersein
soll, darüber kann natürlichkein Zweifel herrschen,der Vor-
theil dem jetzigen Provisoriuin gegenüberliegt aber nach der
Jdee der Erfinder des neuen Planes darin, daß alsdann ein

selbst mehrere Jahre dauernder Aufschub des entscheidenden
Schrittes ganz bedeutungslosist, da ja Preußen doch ganz
selbstständigin den Herzogthümernschaltenund walten könnte.

Die seit einiger Zeit verbreiteten Gerüchtevon bevorste-
henden Entlassungen eines Theiles der ausexetziks
ten Manns chaften wird jetzt von verschiedenenSeiten als

unrichtigbezeichnet,Man will augenscheinlichvon dem Re-

organisationsplan
in keiner Weise abgehen, was um so auf-

fa ender erscheinen muß, als in Italien, Frankreich und
Rußland die Armeen ganz-bedeutendvermindert werden, und
auch Oesterreich durch seine finanzielle Lage unbedingt zu
einem gleichenSchritt gedrängtwird. Wenn man bedenkt,
daß die durch die Militair-ReorganisationerhöhtenAusgaben
den Ausgangspunkt unseres Versassungskonfliktesbilden, so
sollte man denken, daß die durch die Armee-Reduktionen in
andern Ländern so nahe gelegteMöglichkeit,diese Ausgaben
zu vermindern,mit Vergnügenbenutztwerden wird, um einen
Schritt zu thun auf dem Wege, welcher zur Beilegung des
Kon liktes führt.

·

m Hinblick auf die srankfurter Roten-Angelegen-
heit suchtman von ofsiziöserSeite zu beweisen, daß Frank-
furt nicht dieselbenRechte-besitzt,wie die andern deutschen
Staaten. Man zieht dabei den Paragraphen der Bundes-
verfassung an, nach welchemder Bund bei der Verfassung
der freien Stadt mitzubestimmenhabe. Wie man daraus zu
folgern vermag, daß der Bund in die Verwaltung und
die Rechtspflege der freien Stadt einzugreifenhabe, nach-
dem die Verfassung einmal festgesetztist, bleibt unbegreiflich.
Am wenigstenaber vermögenwir einen Zusammenhangzwi-
schendiesem·Paragraphen der Bundesverfassungund den preu-
ßi»s-österreichischenNoten u entdecken, welche eine Selbst-
hul e gegen die in FrankreichherrschendenUebelständein Aus-
sicht nimmt. Der Widerspruch ist so auffalleud, daß man

deshalballemeinannimmt, diese Betrachtun en sollen nur
einen «Ru»zug von der aiigedrohten Selbst )ülfe maskiren
und die Sache dem Bundestageüberlassen,der sie dann in
seiner bekannten Weise betreiben soll.
Sachsen· Herr von Beust hat sichdes bedrängtenfrank-

ffurterSenats angenommen, und in einer langen Note an die
osterreichischeund preußischeRegierunngauseinandergesetzt,
daßsie gegen dfefreie Stadt Frankfurt formell nicht rich-
tig verfahren waren. Was die Sache selbst anbelangt, so ist
Herr v. Beust sehr gern bereit, zu allen Maßregeln,Welche
»von Bundeswegen«gegen den Ausschußdes deutschenAb-

geordneteiitagesund gegen den Nationalverein angeordnet
werden,die Hand zu bieten Es scheint, daß Heer v« BeUst
hierdurchdie mit so großemPompe angekündlgteliberale
Aera in Sachsen einleiteii will— . -.

·
Hammka Zwischen Hannover und Buckeburgdroht

em Kriegauszubrechen, dek»wenn der Bundestagnicht recht-
zeitig intervenirt, leicht mit dem Untergange eines dieser
Reicheendigen kann. Ein Haniioveraiier jagte nämlich vor

Kurzem in seiner erpachtetenJagd an der Bückeburgischen
Grenze, währendgleichzeitigim Bückebur ischen die Print-en
von Bückeburg nebst Gefolgejagten. UnserMitbürger kam
einem der Bückebukgerbis aus die Sprechweite nahe: es ent-

spann sich zwischenihnen eine höflicheErstlekUUgÜber die

Grenzlinie der beiden Jagden, welche plösllch dUtchden bar-

schenRuf eines Dritten an den Hannvvekanekt »Sie sind



auf BückeburgischemGebiete!« unterbrochen wurde. Letzterer
mochte i... Laufe des Gesprächs um 4 bis 5 Schritte die
Grenze übekschrrttenhaben, zog sich schleunigstzurück, wurde
aber wieder angerufen: »Steh’ Kerl, oder ich schieße!«wobei
das Gewehr angeschlagen wurde. Der Haimov raner er-

widerte: ·,,Schießnickt, oder du liegst am Boden!« Der Blicke-
burgr kam heran auf HannoverschesGebiet und faßte den

Hannoveraner, uni ihn mit zu nehmen, wurde aber von die-

sem, der ian überlegenwar, tief in’s Hannoversche befördert,
bis dessen Gefährten in gkößetekZahl sanimtlichauf hatmöver-
schesGebiet drangen und hier den Hannoveraner übrrwältig-
ten und mit nach Hagenburgschleppten, wo er nur durch
eine Kautiossstrllung der Eiiisverrung entging, und er feine
Waffen zurücklassenmußte. Seitdem hat ein Terrnin zur
Ausgleichung stattgefunden,ist aber vergeblichgewesen, da
man von dem Hannevraner außer 10 Thlr. Geldbuße für
Brtretung des BückeburgischenJagdgebietes mit Jagdgeräth,
noch 2 Thit. Pfänduiigsgebührenund das Anerkenntnißver-

langte, auf Bück butgischemBoden verhaftet zu sein. Beides
letztere wurde abgelehnt. Da kann es denn kommen, daß
Bückkbuignrobil macht, uiu die Ehre des Landes zu retten.

Freie Stadt Frankfurt Am 9. November, an dein

Jahrestage der ErfchieszungRobert Blum’s iii dir Bri-
gittenau bei Wien, wurde inmitten der Stadt eine Trauer-
fahne mit der Jnschriftx »Fr-iheit«ausgehäiigt.

Oestckteich. Die so sehr eifrig erstrebte Anleihe ist noch
immer nicht abgeschlossn. Es findet sich, wie es scheint, kein
Kapitalist, der dem sinkenden Wrack des Kaiserstaates Geld
anvertrauen will. Die vor kurzem genährteHoffnung, daß
Oesterreich dusch den Abschluß eines Handeisvertrages mit

England eine vernünftigevolkswirthschafilicheBahn einschlagen
werde, um so den Wohlstand seiner Völk r sit-heben, hat sich
nicht erfüllt. Die V.rha»ndlungensind abgebrochen.

-

Frankreich Die Einführungsehr bedeutender Erspar-
nisse ist eine beschlossne Tl)atsaci)e. Allein bei der Armee
sollen so uliif.isseiideReduktionen stattfinden, daß das Miti-

täibudgetuni etwa 50 Millionen Franken (cii·ca13 Millionen

Thaler) herabgefrtzt wir-d. Man schließtdaraus natürlich,
daß der Kaiser für den Augenblickalle kriegerischenPläne
aufgegebenhat.

Jtalien. Man spricht wieder sehr viel von dem An-

knüpsenneuer Verhandlungen zwischender italienischenRegie-
rung und deni PävstiichenStuhle. Die Wahrnebinung, daß
die Franzosen setzt ernstliche Anstalten zur Räumung des

Kirchen-staat s treffen, wird wohl den Herren in Rom, welche
in stolzer Ueberschäsznngjeden Versuch einer Verständigung
mit dein König eich Italien zurückgewiesenhaben, endlich die

Augen geössnethaben.
Amerika. Die«Geschickeder Vereinigten Staaten

von Nordamerika scheinen sich doch nicht so entwickeln zu
wollen, wie man Anfangs zu hoffen berechtigt war. Präsi-
dent Johnson, welcher Anfangsdie Zügel der Regierung niit

kräftig-rHand zu ergreifenichiemzeigt jetzt den ehemaligen
Rebellen gegenübereine Milde, welcheoffenbardie bedenklich-
sten Folgen haben muß. Einer der Radelssührernach dein andern

wird begnadigt, nnd-es scheint, als Ob Alleder wohlverdienten
Strafe entgsheri wir-den. Auch die volle Euranzidalionder

Neger scheint wieder auf die lange Bank geschoben zu sein,
man sträubtsich jtzt, ihnen das Stimmrecht zu gsben, da-
mit in den Rebelleiistaiten die begnadigten Rebelleniühernach
wie vor die Maler-trä- behalten und schaltenund walten können,
wie siewollen. Di Hsrnn bedenken nicht, sdaßsieein gefährliches
Spirl ipi len. Nach-tun den Sllaven ihre volle Frribeit so

-

dem

nahe»bevorstehendgezeigtwurde, werden sie den Rückfchlagum
so bitterer empsinden, und ein N-egeraufstand, welcher das
Strafgericht nachholn welchis die Milde des PräsidentenJohn-
sou von den Rebellensührernabgehaltenhat, dürftenicht zu
den Unmöglichkeiiengehören.
»

Mexiko. Trotz allexSiegesnachrichten,welche die fran-
zosichschknBlätter fortwahrindbringen, macht die Befestigung
der Herrschaft des Kaiser nginillian doch gar keine Fert-
schritie. Die Truppen des Kaisers-»schlagenzwar fortwährend
die Republikaner, aber es scheint fast- als ob sie sichbei allen
ihren Siegen immer mehr der Grenze und der Meeresküste
nähern. Möglicherweisehat also das ganze Kaisekkeichvon

Napoleonsgnaden bald ein Ende.
"

11 gegen 17 oder 17 gegen l!
«

Die ProvinzialsKorrespondenzliefert der KölnischenZei-
tung heißeSchlachten darüber, mit welcher Mehrheit die

Mitglieder des Kronsyndikats in der holfteinschenFrage ihre
Beschlüssegefaßt haben. Neuerdings erklärt sie sehr feierlich:
daßderwichtigsteBeschluß,der Satz!

.daß das Thronfolgegesetz(d. h. das dänische)von

1853 die Erbfolge den drei Herzogthümcrngegenüber
in rechtsgültigeereise geregelt hat«

mit 17 gegen 1 bejaht worden ist.
Bereits vor einiger Zeit haben wir nachgewiesen, wie

gerade dieserBeschlußder anfechtbarste von allen Beschlüssen
des Kronsyndikatsist.

.

So lange überhauptGesetze gegebenwerden-, ist von den

Staatsrechts- und Privatrechtslehrein aller Parteien stets
anerkannt worden: daß niemals ein Gesetz eher Gül-
tigkeit hat, als bis es in gesetzlicherWeise verkündet

wordåriii·st. DiTesist ableranerkannter Maßen bei
1ui en: von-— o e ese

’

.Deshalbchhritsen«h"auchf· sstwäittftchtzenäcrtrfcllykpagegkcälässt-
dentschenUniversitätemwelcheein Gutachtenüber das dänische
Thronfolgegesetzvon 1853 abgegeben«sich für die Ungültig-
keit gegsnürerden HerzogthüniernSchlsswig - Holstein aus-

gesprochen- Außerdem hat der preußischeGesandte auf der
Lolidoner Conierenz, tin Auftrag der gegenwärtig noch
am Ruder befindlichen Staatsregierun , ausdrück-

lich die Unverbindlichkeitder dänilchenThroniolgeoronung
von 1853 für die Her-zogthümerbehauptet: »weil dieselbe
niemals in rechtogültiger Weise verkündet wor-

den wäre.«
»

Solchen Autoritäten gegenüberkann»demGutachten des

Kronsyndikats unmöglchein großesGewicht beigeleit weiden
und zwar um so weniger, ais die staatsrechtlicheStillung des

Kronjyndikats in Preußn eine einflußreichenicht genannt
werten kann. Seine Majestat unser König kann sichRechts-
gutaaten geben lassen von wein er will und deshalb natür-
lich auch von dem Kronsyndikat. Eine staaterechtlicheBe-

deutung haben aber deshalb solcheGutschksklnoch»nicht.Sie
können überhaupt erst dadurch zu ein-getglitchtlgkeltgelangen,
daß entweder ihr rechtewrsscnschafxllchekFSUMIITan und für
sich bedeutend ist, oder daß der Komg die Ansichtendes Gut-

achtens zu den Seinigen macht «
» »

»

Ersteres ist, wie wir mit Weilcan Worten rücksichtlichdes

Hauptsatzes der Beschlüsse des Kronsyndikats nachzuweisen
vermochten,nicht der Fau; über Die l BlickeYiöglichkrilWissen
wir nichte. — Warum deshalb dr Lärm? Warum die Er-

eiferirng der Proviniial Korrespondenz? —- Der Grund ist
einfach· Jpnks Blatt möchtedie W lt glaubenmachen, daß
jenes Gutachten eine größereWichtigkeit hat, ais ihm zu-
kommt. -
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